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Vorwort

Inwiefern können natürliche Unterschiede zwischen den Menschen Abweichun-
gen in der Einkommensbesteuerung rechtfertigen? Wie wird Leistungsfähigkeit im 
Einkommensteuerrecht definiert? Und in welchem Zusammenhang stehen Gleich-
heit, Effizienz und Umverteilungsgerechtigkeit?

Diese und weitere Fragen stehen im Fokus vorliegender Arbeit, die sich der 
verfassungs- sowie europarechtlichen Analyse der Berücksichtigung exogener 
Charakteristika im Einkommensteuerrecht widmet und im Frühjahrs- / Sommer-
semester 2020 von der Fakultät für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre, 
Abteilung Rechtswissenschaft, der Universität Mannheim als Dissertationsschrift 
angenommen wurde. Rechtsprechung wurde bis November 2017 berücksichtigt; 
die zitierte Literatur konnte größtenteils auf den Stand November 2020 aktuali-
siert werden.

Mein besonderer Dank gilt meinem Doktorvater Herrn Professor Dr. Thomas 
Fetzer für die Betreuung und Unterstützung während der Erstellung meiner Dis-
sertationsarbeit. Die Zeit an seinem Lehrstuhl hat mich in fachlicher sowie per-
sönlicher Hinsicht sehr bereichert und wird mir stets in guter Erinnerung bleiben. 
Weiterhin danke ich Herrn Professor Dr. Andreas Engert für die freundliche Über-
nahme und zügige Anfertigung des Zweitgutachtens.

Ebenfalls bedanken möchte ich mich bei Herrn Professor Dr. Andreas Peichl, 
der das Thema anregte und mit seinem Team von volkswirtschaftlicher Seite her 
unterstützte. Die Kooperation mit dem Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW) in Mannheim ermöglichte es mir, ein solch interdisziplinäres 
Thema zu bearbeiten.

Eine große Unterstützung während meiner Promotionszeit waren meine Lehr-
stuhlkollegen, bei denen ich mich für die unvergessliche Lehrstuhlzeit, die un-
zähligen Diskussionen und die Aufmunterung in schwierigen Phasen bedanke. 
Insbesondere Florian Ferrenberg und Carsten Zahn danke ich für das sorgfältige 
und kritische Korrekturlesen meiner Arbeit.

Meinen Eltern gilt mein großer Dank für deren Unterstützung und Rückhalt in 
allen Lebenslagen. 

Zum Schluss möchte ich meinem Verlobten Laurenz danken – für den wertvol-
len Gedankenaustausch, die unerlässliche Bestärkung und dass er immer an mich 
glaubt. Ihm und unserem Sohn Alexander widme ich diese Arbeit.

Mannheim, im November 2020� Rowena Sachsenweger
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Teil 1

Das „Tagging“-Prinzip

Anstoß für die Diskussion vorliegender Thematik in der neueren Debatte gab 
Akerlof im Jahre 1978.1 In seinem Beitrag führte er den Begriff des „Tagging“ ein, 
den er von dem englischen Verb „to tag“ ableitet, was wiederum „kennzeichnen“ 
oder „identifizieren“ bedeutet.

Unter „Tagging“ im Einkommensteuerrecht versteht man ein System, in dem die 
Höhe der Einkommensteuer von bestimmten persönlichen Merkmalen, wie bei-
spielsweise Alter, Geschlecht oder Körpergröße, abhängig gemacht wird. In die Be-
trachtung werden solche Eigenschaften einbezogen, von denen sich Rückschlüsse 
auf das Potenzial zur Erzielung von Einkünften ziehen lassen. Jeder Steuerpflich-
tige wird anhand dieser bestimmten „tags“ (= Charakteristika) „identifiziert“, um 
so die Höhe der von ihm zu zahlenden Einkommensteuer zu bestimmen.2

A. Die Lehre von der optimalen Einkommensteuer  
als Ausgangspunkt

Da die „Tagging“-Idee auf dem Grundgedanken der Theorie von der optimalen 
Einkommensteuer basiert, sind, um vorliegende Fragestellung besser nachvollzie-
hen zu können, deren Idee und Zielsetzung vorab einer genaueren Betrachtung zu  
unterziehen.

I. Historische Hintergründe

Bereits im Jahre 1776 zeigte Smith vier Besteuerungsgrundsätze auf, an denen 
sich ein Steuersystem orientieren sollte: „Gleichmäßigkeit“, „Bestimmtheit“, 
„Bequemlichkeit“ und „Billigkeit“ der Steuer.3 Diese renommierten Prinzipien 
werden bis heute als gültig angesehen4 und wurden in der nachfolgenden Zeit von 

	 1	Akerlof, AER 1978, 8.
	 2	Zum Ganzen: Akerlof, AER 1978, 8 (8).
	 3	Smith, Der Wohlstand der Nationen, S. 703 ff.
	 4	Birk / Desens / Tappe, Steuerrecht, Rn. 12; differenzierter: Neumark, Grundsätze gerechter 
und ökonomisch rationaler Steuerpolitik, der eine Konkretisierung der verschiedenen Prinzi-
pien vornimmt.
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Ökonomen bei dem Versuch, ein „rationales“, „ideales“ oder „optimales“ System 
staatlicher Einnahmen5 zu entwickeln, wiederholt aufgegriffen und modifiziert.

In der deutschen Finanzwissenschaft kamen ebenfalls Denkansätze in diese 
Richtung auf. So forderte Wagner eine Steuerpolitik, die eine Umverteilung des 
Wohlstands zur Folge hat.6 Heidrich wagte den Versuch, oberste Gestaltungsprin-
zipien für die Besteuerung festzulegen.7 Im Zentrum steht für ihn der Besteue-
rungsvorgang als „rationale Handlung“.8 Auch Mann setzte sich mit dem „Ideal 
eines rationalen Steuersystems“ auseinander.9 Als „rational“ versteht er eine „na-
türliche“ und „richtige“ Finanzverfassung, die zugleich systemhaft und praktisch 
ausgestaltet ist, und hebt in diesem Kontext das Allgemeinheits- und Gleichmä-
ßigkeitspostulat sowie das Gleichheitspostulat hervor.10 Haller beabsichtigt, Leit-
linien für die Gestaltung einer „optimalen“ Besteuerung festzulegen.11 Dasselbe 
Ziel verfolgt Neumark, der die zu Beginn genannten vier Besteuerungsgrund-
sätze einer genaueren Betrachtung unterzieht.12 Er stellt fest, dass der wichtigste 
Zweckgegensatz zwischen den Postulaten, die Gerechtigkeit („equity“) fordern und 
denen, die auf eine ökonomische Rationalität im weiteren Sinne („efficiency“) ab-
zielen, angenommen werde, seiner Auffassung nach dabei jedoch differenzierter 
vorgegangen werden müsse.13

Im Kontext der Optimalsteuerlehre werden insbesondere die optimale Ver-
brauchsbesteuerung und die optimale Einkommensteuer diskutiert.14 Für vorlie-
gende Arbeit ist ausschließlich Letztere von Relevanz. Im angelsächsischen Be-
reich wird Mirrlees mit seinem renommierten Werk15 als Vorreiter der „Optimal 
income taxation“-Literatur angesehen.16 Die Einkommensumverteilung ist in das 
Zentrum der Umverteilungsdiskussionen gerückt, da diese zum einen durch Steu-
ern und Transfers politisch viel schneller beeinflusst werden kann als die Vertei-
lung von Chancen und zum anderen Vermögen und Einkommen eindeutig definiert 
sowie statistisch gut erfasst sind.17

	 5	Zu diesen Begriffen siehe: Rose / Wiegard, in: Pohmer, Zur optimalen Besteuerung, S. 9 
(11).
	 6	Wagner, Finanzwissenschaft, Bd. II, S. 207 ff.
	 7	Heidrich, Die Lehre von den obersten Steuerprinzipien.
	 8	Heidrich, Die Lehre von den obersten Steuerprinzipien, S. 44.
	 9	Mann, Steuerpolitische Ideale.
	 10	Mann, Steuerpolitische Ideale, S. 115 ff.
	 11	Haller, Die Steuern.
	 12	Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpolitik.
	 13	Ausführlich: Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpolitik, 
S. 387; so auch: Homburg, Allgemeine Steuerlehre, S. 223.
	 14	Schmidt, in: Neumark, Handbuch der Finanzwissenschaft, Bd. II, S. 119 (156).
	 15	Mirrlees, REStud 1971, 175.
	 16	So spricht beispielsweise Diamond, AER 1998, 83 (83) von dem „Mirrlees optimal in-
come tax model“.
	 17	Felbermayr / Battisti / Lehwald, ifo Schnelldienst 2016, 28 (28).
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Die Theorie der optimalen Einkommensteuer stellt eine Weiterentwicklung der 
ökonomischen Denkansätze dar. Zu Beginn dominierten die traditionellen Opfer-
theorien, nach denen die Einkommensbesteuerung so ausgestaltet sein soll, dass 
alle Steuerpflichtigen das gleiche Opfer erbringen.18 Diese Ansätze gehen davon 
aus, dass der Nutzen einer Person allein vom individuellen Einkommen abhängt; im 
Zentrum steht die Verteilungsproblematik der Besteuerung.19 Sie erscheinen jedoch 
vor dem Hintergrund problematisch, dass sie negative Anreize auf Steuerpflichtige 
missachten, die sich in Ausweichreaktionen auf eine umverteilende Besteuerung 
äußern können.20 Steuerpflichtige passen als Reaktion auf die Auferlegung einer 
Steuer ihr Verhalten so an, dass die aus der Besteuerung resultierenden Belastun-
gen minimiert werden.21 Der heutige Stand der Optimalsteuerlehre knüpft an diese 
Überlegungen an, indem er zwar ebenfalls das Verteilungsziel in den Vordergrund 
stellt, jedoch auch gleichzeitig eine effiziente Besteuerung in die Zielsetzung mit 
aufnimmt.22 Die Theorie von der optimalen Besteuerung gilt als der „aktuell be-
deutendste Entwurf eines rationalen Steuersystems“.23

II. Inhalt und Zielsetzung der Optimalsteuertheorie

Zu der Frage, wann ein Steuersystem „optimal“ ausgestaltet ist, werden viele 
Theorieansätze vertreten. Die Optimalsteuerlehre selbst ist Ausprägung des utili-
taristischen Ansatzes der Ökonomie.24 Dieser stellt eine „besondere Spielart des 
Welfarismus“ („welfare“ = Wohlfahrt) dar, welcher wiederum – wie sich bereits 
aus dem Namen schließen lässt – das Ziel der Steuerpolitik in der Maximierung 
einer sozialen Wohlfahrtsfunktion sieht.25 Der Utilitarismus versteht die soziale 
Wohlfahrt als Summe aller individuellen Nutzen und hat zum Ziel, ein Umvertei-
lungssystem zu finden, das die größte Wohlfahrt hervorbringt.26

	 18	Homburg, Allgemeine Steuerlehre, S. 207, nach dem die Idee des opfertheoretischen An-
satzes wohl auf John Stuart Mill zurückgeht (Mill, Principles of Political Economy, S. 804).
	 19	Reding / Müller, Einführung in die Allgemeine Steuerlehre, S. 278 f.; siehe auch: Weinzierl, 
J. Pub. Econ. 2014, 128 (136 ff.), der die Unterschiede zwischen utilitaristischem Ansatz und 
der Opfertheorie veranschaulicht.
	 20	Ramser, Optimale Einkommensteuer, S. 1.
	 21	Moes, Die Steuerfreiheit des Existenzminimums vor dem Bundesverfassungsgericht, 
S. 99.
	 22	Reding / Müller, Einführung in die Allgemeine Steuerlehre, S. 278 ff.
	 23	Reding / Müller, Einführung in die Allgemeine Steuerlehre, S. 249.
	 24	So sprechen beispielsweise Mankiw / Weinzierl, AEJ: Economic Policy 2010, 155 (174 f.) 
von „utilitarian social planner“ (174) und „utilitarian approach“ (175).
	 25	Homburg, Allgemeine Steuerlehre, S. 209.
	 26	Mirrlees, in: Sen / Williams, Utilitarianism and beyond, S. 63 (63); Vorwold, Umsteuern!, 
S. 37; Homburg, Allgemeine Steuerlehre, S. 209; hierzu auch: Eckhoff, StuW 2016, 207 (219); 
Genser, in: Genser / Ramser / Stadler, Umverteilung und soziale Gerechtigkeit, S. 1 (2).


